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Programm

- Apéro (18:30 Uhr)

- Eröffnung des Parteitags (19:00 Uhr)

- Begrüssung durch den Parteipräsidenten

- Vorstellung der Landtagskandidaten

- Nomination der Landtagskandidaten

- Vorstellung Wahlprogramm

- Beschluss Wahlprogramm

- Referat des Regierungschefkandidaten 
 Dr. Thomas Zwiefelhofer

- Schlusswort des Präsidenten

Einladung zum Nominationsparteitag
Dienstag, 27. November 2012, 18:30 Uhr, SAL, Schaan

Die Schweiz ist bereit, zu verhandeln
Das neue DBA mit der Schweiz
wird laut Regierungschef Klaus
Tschütscher Anfang 2014 oder
2015 in Kraft treten. Schon in
den kommenden Wochen sollen
die Verhandlungen über die Ein-
führung einer Quellensteuer für
Grenzgänger aus der Schweiz
beginnen.   

Vaduz. – Der FL-Abgeordnete Pepo
Frick und FBP-Fraktionssprecher Jo-
hannes Kaiser erkundigten sich im
Rahmen zweier Kleiner Anfragen
nach dem Stand der Verhandlungen
über eine Quellensteuer für Schwei-
zer Grenzgänger. «Eine solche Quel-
lensteuer soll widerspruchsfrei und
gerecht sein, auch für in der Schweiz
lebende AHV-beziehende ehemalige
Grenzgänger und für die 16 in Liech-
tenstein lebenden pensionierten
Schweizer Zoll- und Grenzwächter»,
führte Frick aus. Er wollte insbeson-
dere wissen, ob die Anliegen der ehe-
maligen Grenzgänger, die in der
Schweiz leben und eine Rente aus
Liechtenstein beziehen, berücksich-
tigt worden sind, damit die AHV-Ren-
ten künftig nicht doppelt versteuert
werden müssen. 

Einnahmen sind schon eingeplant
Laut Johannes Kaiser listet die Regie-
rung die Einnahmen von 20 Millionen
Franken bereits in der Finanzplanung
auf. Daher fragte er, ab wann die 20
Millionen Franken jährlich fliessen
werden. Er wollte zudem wissen, ob
der Schweizer Bundesrat grundsätz-
lich grünes Licht für die Einführung
einer Quellensteuer gegeben hat, ob
er gesprächsbereit ist, wie weit die
Verhandlungen fortgeschritten sind
und wann die Verhandlungen abge-
schlossen werden sollen. Ausserdem

interessierte er sich für Mitglieder der
Verhandlungsdelegation und ob der
Bankenverband und die Treuhänder-
vereinigung eingebunden sind. 

Neuregelung für Grenzgänger 
Regierungschef Klaus Tschütscher
führte in seiner Antwort aus, dass
Liechtenstein und die Schweiz im
April 2012 beschlossen haben, Ver-
handlungen über den Abschluss eines
umfassenden Doppelbesteuerungsab-

kommens (DBA) aufzunehmen. «Die
DBA-Verhandlungen werden auf Ba-
sis des gemeinsamen Willens zur Wei-
terführung der strategischen Partner-
schaft zwischen den beiden Ländern
geführt und haben die Revision des
bestehenden ‹Rumpf›-Abkommens
und dessen Ausweitung auf ein umfas-
sendes DBA nach OECD-Standard
zum Ziel», sagte Tschütscher. Im Sep-
tember habe ein erstes Treffen stattge-
funden, bei welchen die inhaltlichen

Eckpunkte DBA-Verhandlungen dis-
kutiert und festgelegt worden seien:
«Die aus liechtensteinischer Sicht zu
regelnden Punkte sind dabei insbe-
sondere eine weitestgehende Entlas-
tung von der Quellensteuer bezie-
hungsweise Verrechnungssteuer auf
Dividenden, Zinsen und Lizenzge-
bühren, eine Regelung zur Abkom-
mensberechtigung von liechtensteini-
schen Vermögensstrukturen, klare und
vernünftige Bestimmungen zur Ver-

Um das Know-how bei der Fi-
nanzmarktaufsicht zu erhalten,
wurden einzelne Lohnerhöhun-
gen vorgenommen, erklärte Re-
gierungschef Klaus Tschütscher
in der Antwort auf eine Kleine
Anfrage.

Vaduz. – FBP-Fraktionssprecher Jo-
hannes Kaiser sprach im Rahmen ei-
ner Kleinen Anfrage die «anscheinend
recht stattlichen Lohnerhöhungen be-
ziehungsweise Lohnerhöhungsrun-
den» bei der Finanzmarktaufsicht
(FMA) an. Er wollte wissen, ob von
den Lohnerhöhungen nur einzelne
Lohnkategorien oder alle Mitarbeiter

profitiert haben, wie hoch Erhöhun-
gen prozentual sind und ob Löhne vor
Pensionierungen angehoben worden
sind. Ausserdem interessierte er sich
für die Auswirkungen auf die staatli-
che Pensionskasse und dafür, wie sich
solche Erhöhungen in «Zeiten des
sehr angespannten staatlichen Haus-
halts» begründen lassen. 

Lohnerhöhungen in Einzelfällen
«In der FMA gilt das Leistungsprin-
zip. Lohnerhöhungen beziehen sich
bei der FMA weder auf gewisse Lohn-
kategorien noch generell auf alle Mit-
arbeitenden. Bei der FMA werden nur
Lohnerhöhungen bei Mitarbeitenden
mit sehr guten Leistungen in Betracht

gezogen», führte Regierungschef
Klaus Tschütscher in seiner Beantwor-
tung aus. Insbesondere müssten Funk-
tionswechsel beziehungsweise Über-
nahmen von neuen Aufgaben inner-
halb der FMA berücksichtigt werden. 

«Damit Schlüsselpersonen und sehr
gute, langjährige Mitarbeitende gehal-
ten werden können, müssen in Einzel-
fällen gezielte Anpassungen vorge-
nommen werden», gab Tschütscher
als weitere Begründung für Lohner-
höhungen an. Denn die FMA müsse
im Vergleich mit Arbeitgebern aus der
Privatwirtschaft attraktiv bleiben:
«Durch Kündigungen von Mitarbei-
tenden, welche bessere finanzielle An-
gebote vom Markt bekommen, entste-

hen der FMA die viel höheren Kosten
und der Know-how-Verlust ist im-
mens. Zusätzlich darf der Motivati-
onserhalt bei Schlüsselpersonen nicht
unterschätzt werden. Selbstverständ-
lich liegen allfällige Lohnanpassungen
innerhalb des jeweiligen Budgets.»

Keine Teuerungsausgleiche
In der Vergangenheit habe sich die
FMA am Vorgehen der Landesverwal-
tung orientiert und in der Lohnrunde
2012 keinen Teuerungsausgleich und
keine generellen Lohnerhöhungen ge-
währt. Ebenso analog zur Landesver-
waltung sei bei der FMA die Jahres-
lohnsumme auf den 1. Januar 2012
um 1 Prozent erhöht worden, um in-

dividuelle Anpassungen bei den Löh-
nen vornehmen zu können. «Auch bei
der Lohnrunde 2013 orientiert sich
die FMA an der Landesverwaltung,
das heisst, es wird keinen Teuerungs-
ausgleich und keine generellen Lohn-
erhöhungen geben. Die Lohnsumme
wird nicht erhöht. Es werden jedoch
voraussichtlich in Einzelfällen not-
wendige Anpassungen vorgenommen
werden. Die Lohnerhöhungen werden
voraussichtlich unter 1 Prozent der
Lohnsumme liegen», so Tschütscher.
Er führte auch aus, dass vor Pensionie-
rungen keine Löhne angehoben wor-
den seien, weshalb die Erhöhungen
keine Auswirkungen auf die staatliche
Pensionskasse hätten. (pd/sb)

hinderung der missbräuchlichen An-
wendung des Abkommens sowie eine
Neuregelung zur Besteuerung der
Grenzgänger.»

Keine abschliessenden Prognosen
Die Schweiz hat laut Tschütscher Ver-
handlungsbereitschaft hinsichtlich al-
ler Eckpunkte signalisiert. «Die tech-
nischen Verhandlungen werden im
Lauf der nächsten Wochen aufgenom-
men werden. Hinsichtlich des Ab-
schlusses der Verhandlungen lassen
sich derzeit keine abschliessenden
Prognosen geben. Mit einem Inkraft-
treten des neuen DBA ist je nach Ver-
lauf nicht vor dem 1. Januar 2014
oder dem 1. Januar 2015 zu rechnen»,
so Tschütscher. Ausserdem hätten die
beiden Staaten vereinbart, auch über
weitere sozialversicherungsrechtliche
Fragen Gespräche aufzunehmen.

Anliegen der Verbände berücksichtigt
Die liechtensteinische Verhandlungs-
delegation werde von der Leiterin der
Stabsstelle für Internationale Finanz-
platzagenden (Sifa) geleitet. Mitglie-
der der Delegation seien ausserdem
weitere Expertinnen und Experten
der Steuerverwaltung. «Die Verbände,
darunter auch der Bankenverband
und die Treuhändervereinigung, wa-
ren und sind im Rahmen einer Exper-
tengruppe eng in die Ausarbeitung der
Eckpunkte der Verhandlungsposition,
der Verhandlungsziele und die Abwä-
gung verschiedenster Auswirkungen
eines umfassenden Doppelbesteue-
rungabkommens mit der Schweiz ein-
gebunden», antwortete Tschütscher.
Die Regierung, welche die Anliegen
der Verbände bei der Mandatsvertei-
lung berücksichtigt habe, lege auch im
weiteren Verlauf der Verhandlungen
grossen Wert auf den Einbezug der
Verbände, betonte er. (pd/sb)

FMA: Keine generellen Lohnerhöhungen gewährt 

Die Verhandlungen beginnen in den kommenden Wochen: Regierungschef Klaus Tschütscher informierte über den Stand
bei der Einführung einer Quellensteuer für Schweizer Grenzgänger. Bild Daniel Schwendener


